
Anhang II: leistungsbeschreibung

Hinweise zum Ausfüllen dieser Standardleistungsbeschreibung: Anstelle der spitzen Klammern <> sind die verlangten Angaben für das betreffende Ausschreibungsverfahren einzutragen. Sätze in eckigen Klammern […] sind nur einzubeziehen, wenn sie zutreffen. Der gesamte übrige Text braucht nur in Ausnahmefällen geändert zu werden, je nach den Erfordernissen des Ausschreibungsverfahrens. Vergessen Sie bitte nicht, in der endgültigen Fassung der Leistungsbeschreibung diesen Absatz, den übrigen gelb hervorgehobenen Text und alle Klammern zu löschen.
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HINTERGRUNDINFORMATIONEN
1.1. Empfängerland

< Name >
1.2. Öffentlicher Auftraggeber

< Name >
1.3. Hintergrundinformationen über das betreffende Land

< Überblick über die Besonderheiten des Landes, die für die Durchführung des vorgeschlagenen Projekts von Belang sind. Zu nennen sind auch welt- und volkswirtschaftliche sowie soziale Faktoren, die sich auf das vorgeschlagene Projekt auswirken könnten. >
1.4. Derzeitige Lage in dem betreffenden Sektor

< Beschreibung der gegenwärtigen Situation in dem Sektor oder dem institutionellen Bereich, in dem das vorgeschlagene Projekt durchgeführt wird. Dieser Abschnitt sollte nicht länger als eine halbe Seite sein. Zu nennen sind:
· staatliche/örtliche Politik und Strategie und/oder Wirtschaftsdaten für den Sektor oder den institutionellen Bereich

· Ursprung und Vorgeschichte der bestehenden Organisationsstrukturen, Einrichtungen und Arbeitsabläufe in dem Sektor oder dem institutionellen Bereich

und, sofern nicht an anderer Stelle in dieser Leistungsbeschreibung genannt:

· Zuständigkeiten und Aufgaben der Einrichtungen

· Kapazitäten und Engpässe im Bereich des Humankapitals

· Entwicklungsstand der Infrastruktur

· Entwicklungsstand des Marktes

· Informationssysteme und -ströme

· Festlegung von Prioritäten und Beschlussfassung

· Zugang zu den ermittelten vorrangigen sozialen Gruppen

· Finanzstrukturen und ­ströme. >
1.5. Verbundene Programme und Maßnahmen anderer Geber

< Feststellung und Beschreibung der gegebenenfalls bestehenden Verbindung zwischen dem vorgeschlagenen Auftrag und den Maßnahmen und Programmen anderer Quellen externer Hilfe in dem betreffenden Sektor >
2. ZIEL, ZWECK UND ERWARTETE ERGEBNISSE

2.1. Gesamtziel

Das Gesamtziel des Projekts, von dem dieser Auftrag Bestandteil ist, ist folgendes:

< Ziel >
2.2. Zweck

Zweck dieses Auftrags ist:

· < Zweck 1 >
· < Zweck 2 usw. >
Bei größeren oder komplexen Projekten kann mehr als ein Zweck angegeben werden (ein Zweck pro Projektkomponente).
2.3. Vom Leistungserbringer zu erreichende Ergebnisse

< Aufführung entweder nach ihrer Bedeutung oder in chronologischer Reihenfolge >
· < Ergebnis 1 >
· < Ergebnis 2 usw. >
3. ANNAHMEN UND RISIKEN

3.1. Annahmen für das Projekt

< Angaben aus der als Teil des Finanzierungsvorschlags für das Projekt ausgearbeiteten Projektplanungsübersicht >
3.2. Risiken

< Angaben aus der als Teil des Finanzierungsvorschlags für das Projekt ausgearbeiteten Projektplanungsübersicht >
4. AUFGABENBEREICH

4.1. Allgemeines

4.1.1. Projektbeschreibung

< empfohlener Höchstumfang: 2 Seiten >
4.1.2. Geographisches Gebiet

< nach Bedarf angeben >
4.1.3. Zielgruppen

< nach Bedarf angeben >
4.2. Spezifische Maßnahmen

< Klare und ausführliche Liste der Aufgaben, die zu erfüllen sind, um das Ziel des Auftrags zu erreichen und/oder der Aufgabenbeschreibung für den Leistungserbringer zu entsprechen. Aufführung entweder nach ihrer Bedeutung oder in chronologischer Reihenfolge. Aufzuführen sind auch die Berichte, die der Leistungserbringer (zusätzlich zu den in Abschnitt 7dieser Leistungsbeschreibung genannten Zwischen- und Abschlussberichten) ausarbeiten muss. Erfordert eine Aufgabe spezifisches Fachwissen, so ist dies klar anzugeben. Gegebenenfalls ist hier der Zeitplan für den Abschluss der einzelnen Maßnahmen festzulegen.
In diesem Abschnitt sind nur die wichtigsten wirtschaftlichen, institutionellen, technischen und Managementerfordernisse der Projektmaßnahmen (und die entsprechenden Kriterien) anzugeben. Behandelt werden kann die Frage der Unterteilung des Projekts in Phasen oder Komponenten. Es sind nicht zu viele Vorgaben zu machen. Es ist Sache des Bieters, seine ausführliche Organisations- und Verfahrensweise und den technischen Vorschlag so auszuarbeiten, dass sie den in dieser Leistungsbeschreibung festgelegten allgemeinen Anforderungen entsprechen.
Bei Aufträgen, die die Fortschrittsüberwachung von Auftragnehmern im Rahmen anderer Aufträge (z. B. Liefer- oder Bauaufträge) umfassen, beinhalten die Aufgaben der Aufsicht eine Beschreibung der Art der auszuführenden Kontrolle. Wenn die Aufsicht eine Bescheinigung ausstellt, müssen relevante, zuverlässige und ausreichende Nachweise darüber vorliegen, dass
· die Aufgaben ordnungsgemäß durchgeführt wurden und

· die vom Auftragnehmer/von den Auftragnehmern in Rechnung gestellten Beträge tatsächlich und notwendigerweise in Übereinstimmung mit den Erfordernissen des überwachten Auftrags angefallen sind.

Bei der Ausarbeitung dieses Abschnitts muss besondere Sorgfalt darauf verwendet werden, die Nachhaltigkeit und die Verbreitung der Projektergebnisse zu gewährleisten. Außerdem hat der Leistungserbringer die aktuelle Version des Handbuchs für Kommunikation und Sichtbarkeit bei EU-Außenmaßnahmen bezüglich der Anerkennung der Finanzierung des Projekts durch die EU zu beachten (siehe http://ec.europa.eu/europeaid/work/visibility/index_de.htm). >
4.3. Projektmanagement

4.3.1. Zuständige Stelle

< Angabe der Dienststelle des öffentlichen Auftraggebers/Empfängerlandes, die für die Verwaltung des Auftrags/Projekts zuständig ist (gegebenenfalls Angabe des zuständigen Bediensteten) >
4.3.2. Managementstruktur

< Beschreibung der Managementstruktur des öffentlichen Auftraggebers/der Verwaltung des Empfängerlandes, einschließlich aller für das Management dieses Projekts relevanten Beschlussfassungsverfahren. Informationen über die Managementgrundstruktur für das Projekt (z. B. Projektmanagementreferat oder Leitungsgruppe) und die Projektplanung. Festlegung der Beschlüsse, die der Projektmanager (nach Artikel 8 der Besonderen Bedingungen) alleine fassen kann, und der Beschlüsse, mit denen er beispielsweise einen ranghöheren Kollegen oder einen Projektleitungsausschuss befassen muss. >
4.3.3. Hilfsmittel, die vom öffentlichen Auftraggeber und/oder anderen Beteiligten bereitzustellen sind

< nach Bedarf angeben >
5. LOGISTIK UND FRISTEN

5.1. Ort

< Ort (d. h. Stadt) der Operationsbasis des Projekts, andere geeignete Orte, an denen kurzfristig Mittel bereitgestellt und/oder Pilotprojekte durchgeführt werden könnten (z. B. Regionen oder Nachbarländer, mit denen die grenzübergreifende Zusammenarbeit gefördert wird) >
5.2. Beginn der Ausführung des Auftrags und Geltungsdauer des Auftrags

Die Ausführung des Auftrags soll am < Datum > beginnen und die Geltungsdauer des Auftrags < Zahl > Monate ab diesem Tag betragen. Für den tatsächlichen Beginn der Ausführung des Auftrags und die tatsächliche Geltungsdauer des Auftrags wird auf die Artikel 4 und 5 der Besonderen Bedingungen verwiesen.
< Ist geplant, je nach dem Ergebnis des ursprünglichen Auftrags einen Auftrag für zusätzliche Leistungen zu vergeben, z. B. als zweite Phase einer Studie oder Maßnahme, so muss dies hier angegeben werden. Auf die Möglichkeit, zusätzliche Leistungen freihändig zu vergeben, und auf deren geschätzte Kosten ist gegebenenfalls ausdrücklich hinzuweisen. >
6. ANFORDERUNGEN

6.1. Personal

6.1.1. Hauptsachverständige

Alle Sachverständigen, die bei der Ausführung des Auftrags eine entscheidende Rolle innehaben, werden als Hauptsachverständige bezeichnet. Die Hauptsachverständigen für diesen Auftrag müssen folgenden Profilen entsprechen:
Profile sind für alle Hauptsachverständigen festzulegen; es wird empfohlen, insgesamt nicht mehr als vier Hauptsachverständige vorzusehen, da sonst die Noten ihre Bedeutung verlieren und die Wertung schwierig wird. Zu den erforderlichen Fähigkeiten können fachliche Fähigkeiten, Teamleitungsfähigkeiten, Kommunikationsfähigkeiten und/oder Sprachkenntnisse gehören. Zwar müssen nicht alle Schlüsselpositionen ausführlich festgelegt werden, jedoch wird empfohlen, so klar wie möglich zu sein, um eine faire technische Wertung zu gewährleisten. Vergessen Sie nicht, die Noten in das Wertungsschema einzutragen. Es wird empfohlen, den genauen Zeiteinsatz der Sachverständigen in das Ermessen des Bieters zu stellen. Es kann jedoch von Vorteil sein, das absolute Minimum für einen als zweckdienlich anzusehenden Beitrag der Hauptsachverständigen festzulegen. 
Bei der Entscheidung über die Profile muss der gleiche Zugang garantiert werden, außerdem dürfen sie die Öffnung der öffentlichen Beschaffungsmärkte für den Wettbewerb nicht in ungerechtfertigter Weise behindern. Darüber hinaus haben die Profile klar und nicht diskriminierend zu sein. Beispielsweise kann „örtliches Fachwissen“ erforderlich sein, jedoch kein „örtlicher Sachverständiger“ (d. h. ein Ortsansässiger/Bürger mit Wohnsitz im jeweiligen Land). Beachten Sie, dass die Teilnahme an den Ausschreibungsverfahren zu gleichen Bedingungen allen teilnahmeberechtigten Personen offensteht (siehe Nummer 11 der Bekanntmachung). Angegeben werden könnte der prozentuale Mindestanteil der Zeit, in der jeder Sachverständige in dem Empfängerland zu arbeiten hat (z. B. 75 %), um die Möglichkeit zu beschränken, dass die Sachverständigen einen Großteil ihrer Zeit außerhalb des Empfängerlandes verbringen, das sie technisch beraten sollen. 
Der „ideale Sachverständige“ sollte nicht in einem Profil beschrieben werden, da dies einen Schwellenwert für die Annahme von Angeboten festlegen würde. Bei der Auswahl der Kriterien sind die tatsächlichen Mindestanforderungen und das Vorhandensein solcher Sachverständiger auf dem Markt sorgfältig zu berücksichtigen. Die Kriterien sollten so weit gefasst wie möglich sein. Messbare Kriterien sollten mit Sorgfalt abgefasst werden. Es hat sich bewährt, gegebenenfalls Ausdrücke wie „einen Hochschulabschluss im Bereich Wirtschaft oder Gleichwertiges“ zu verwenden, um nicht automatisch Angebote mit Sachverständigen auszuschließen, die über 40 Jahre relevanter Erfahrungen, aber keinen Hochschulabschluss verfügen; ebenso „vorzugsweise 10 Jahre Erfahrung, Mindestanforderung 5 Jahre“. Die erforderliche Erfahrung in Jahren sollte mit der gebotenen Sorgfalt festgelegt und nicht übertrieben hoch angesetzt werden; der Schwerpunkt sollte auf der Qualität, nicht auf quantitativen Aspekten liegen. Legen Sie eindeutig fest, worin die Mindestanforderung und worin die bevorzugte Anforderung besteht. Es sollte berücksichtigt werden, dass ein Sachverständiger abgelehnt werden sollte, wenn er den Mindestanforderungen nicht entspricht. Infolgedessen wird das gesamte Angebot abgelehnt.
Hauptsachverständiger 1: Teamleiter
Qualifikation und Fähigkeiten

< Nach Bedarf angeben. Unterscheiden Sie gegebenenfalls zwischen Mindestanforderung und bevorzugter Anforderung. >
Allgemeine Berufserfahrung

< Nach Bedarf angeben. Unterscheiden Sie gegebenenfalls zwischen Mindestanforderung und bevorzugter Anforderung. >
Spezifische Berufserfahrung

< Nach Bedarf angeben. Unterscheiden Sie gegebenenfalls zwischen Mindestanforderung und bevorzugter Anforderung. >
Hauptsachverständiger 2: < z. B. Hauptrechtssachverständiger >
Qualifikation und Fähigkeiten

< Nach Bedarf angeben. Unterscheiden Sie gegebenenfalls zwischen Mindestanforderung und bevorzugter Anforderung. >
Allgemeine Berufserfahrung

< Nach Bedarf angeben. Unterscheiden Sie gegebenenfalls zwischen Mindestanforderung und bevorzugter Anforderung. >
Spezifische Berufserfahrung

< Nach Bedarf angeben. Unterscheiden Sie gegebenenfalls zwischen Mindestanforderung und bevorzugter Anforderung. >
Hauptsachverständiger 3: < usw. >
Hinweise zum Einsatz von Sachverständigen
1) Arbeitstage: Grundlage der Erfüllung des Auftrags (und damit des Honorars) sind ausschließlich die Arbeitstage. Nur für die Tage, an denen tatsächlich gearbeitet wird, erhält der Leistungserbringer ein Honorar, das nach dem in der Aufschlüsselung des Budgets (Anhang V) angegebenen Tagessatz berechnet wird. Der Bieter muss seiner Organisation und Methodik (Anhang III) das im Arbeitsblatt für Anhang V enthaltene Blatt „Geschätzte Zahl der Arbeitstage“ beifügen, um nachzuweisen, dass der Einsatz der Sachverständigen der vorgeschlagenen Methodik entspricht.
Der Urlaub der Sachverständigen braucht nicht festgelegt zu werden. Dies hat der Bieter zu entscheiden. Siehe dazu Artikel 22 der Allgemeinen Bedingungen. 
Ein auf Honorarvertrag/Auftrag für technische Hilfe ist per definitionem ein Auftrag, bei dem die tatsächliche Zahl der monatlichen Arbeitstage der einzelnen Sachverständigenkategorien von der geschätzten Zahl der monatlichen Arbeitstage in der Organisation und Methodik und der Aufschlüsselung des Budgets abweichen kann. Der für die Erfüllung der in der Leistungsbeschreibung vorgesehenen Aufgaben tatsächlich erforderliche Einsatz kann erst während der Ausführung des Auftrags bestimmt werden.
Für die anderen Sachverständigen, die nicht zu den Hauptsachverständigen gehören, ist im Rahmen der technischen Wertung nur zu prüfen, ob die geschätzte Zahl der monatlichen Arbeitstage für die in der Organisation und Methodik (Anhang III) vorgeschlagenen Arten von Sachverständigen so bemessen ist, dass sie den Anforderungen der Leistungsbeschreibung entspricht. Dies wird anhand der Profile beurteilt, die in der Leistungsbeschreibung und/oder der Organisation und Methodik festgelegt sind.
2) Der jährliche Urlaubsanspruch der bei einem Leistungserbringer beschäftigten Sachverständigen bestimmt sich nach ihrem Arbeitsvertrag mit dem Leistungserbringer und nicht nach dem Dienstleistungsvertrag zwischen dem öffentlichen Auftraggeber und dem Leistungserbringer. Der öffentliche Auftraggeber kann jedoch bestimmen, wann die Sachverständigen ihren Jahresurlaub nehmen, da dies vom Projektmanager genehmigt werden muss, der während der Ausführung des Auftrags jeden Urlaubsantrag anhand der Erfordernisse des Projekts prüft. Urlaubstage gelten natürlich nicht als Arbeitstage. All dies ist in Artikel 21 und Artikel 22 der Allgemeinen Bedingungen eindeutig geregelt.
Da allgemeine Grundlage des Auftrags die Arbeitstage sind, braucht nicht ermittelt zu werden, welche Arbeitswochen, staatlichen Feiertage usw. in dem Empfängerland eines bestimmten Auftrags gelten.

In den Honorarsätzen für alle Sachverständigen müssen sämtliche Verwaltungskosten für die Beschäftigung der betreffenden Sachverständigen inbegriffen sein, z. B. für Umzug und Rückführung [einschließlich des Fluges in das Empfängerland bei Beginn des Einsatzes und des Rückflugs aus dem Empfängerland nach Abschluss des Einsatzes], Unterkunft, Auslandszulage, Urlaub, Krankenversicherung und sonstige Leistungen, die der Leistungserbringer den Sachverständigen gewährt. Daher muss der jährliche Urlaubsanspruch nicht im Dienstleistungsvertrag erwähnt werden.
Wichtig ist jedoch festzulegen, wie oft jeder Sachverständige für Einsätze reisen muss (da die Reisekosten im Honorarsatz inbegriffen sind, wirkt sich die Zahl der Flüge auf dessen Höhe aus).

3) Das Verzeichnis der geschätzten Zahl der Arbeitstage, das Anhang III beigefügt werden muss, ist die unmittelbare Grundlage für die Berechnung des Auftragshöchstwerts. Diese Schätzung kann vom Leistungserbringer während der Projektdurchführung angepasst werden. Der Projektmanager kann diese Angaben zur Kontrolle der in den Rechnungen genannten tatsächlichen Zahl der Arbeitstage und zur Überprüfung verwenden, ob der Auftrag im Rahmen des Budgets ausgeführt wird, was unter dem Gesichtspunkt des Finanzmanagements sehr von Vorteil ist.
Da die Arbeitstage in Monaten geschätzt werden, können Probleme bei der Ausführung des Auftrags auf dem Arbeitsblatt früh erkannt werden, insbesondere, da die Abweichungen von den ursprünglichen Schätzungen dort automatisch berechnet werden. Normalerweise kann der Projektmanager sehen und darlegen, warum Abweichungen aufgetreten sind, anderenfalls kann er Nachforschungen anstellen. Dies gehört zu den Grundlagen der Betriebsbuchführung.
6.1.2. Andere Sachverständige

Lebensläufe von Sachverständigen, die nicht zu den Hauptsachverständigen gehören, werden vor Unterzeichnung des Vertrags nicht geprüft. Sie hätten im Angebot nicht enthalten sein dürfen.
Der Leistungserbringer wählt die benötigten anderen Sachverständigen nach den in der Organisation und Methodik < und/oder dieser Leistungsbeschreibung > festgelegten Profilen aus und nimmt sie unter Vertrag. In diesen Profilen ist anzugeben, ob die Sachverständigen als Hauptsachverständige anzusehen sind oder nicht und ob sie eine leitende Funktion haben oder nicht, damit klar ist, welcher der in der Aufschlüsselung des Budgets angegebenen Honorarsätze auf das einzelne Profil Anwendung findet. Alle Sachverständigen müssen unabhängig sein und dürfen sich bei der Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben nicht in einem Interessenkonflikt befinden.
Die Auswahlverfahren, die vom Leistungserbringer angewandt werden, um diese anderen Sachverständigen auszuwählen, müssen transparent sein und auf vorher festgelegten Kriterien beruhen, u. a. berufliche Qualifikation, Sprachkenntnisse und praktische Erfahrung. Die Feststellungen des Auswahlgremiums sind schriftlich festzuhalten. Die Auswahl der Sachverständigen bedarf der Genehmigung durch den öffentlichen Auftraggeber.
Beachten Sie, dass Beamte und sonstige Bedienstete der öffentlichen Verwaltung des Empfängerlandes nicht als Sachverständige verpflichtet werden können, außer, wenn vorab die schriftliche Zustimmung der Europäischen Kommission eingeholt wurde.

6.1.3. Hilfspersonal und Unterstützung

< Nach Bedarf angeben. >
Die Kosten für das Hilfspersonal und die Unterstützung müssen in den Honorarsätzen für die Sachverständigen inbegriffen sein. 
6.2. Büroräume

Büroräume von angemessener Qualität mit einer Größe von rund 10 Quadratmetern für jeden Sachverständigen, der an der Ausführung des Auftrags beteiligt ist, sind vom < Leistungserbringer/Empfängerland/öffentlichen Auftraggeber > bereitzustellen.

Falls die Büroräume vom Leistungserbringer bereitzustellen sind:

Möglichkeit 1:

[Die Kosten für die Büroräume müssen in den Honorarsätzen für die Sachverständigen inbegriffen sein.]

Möglichkeit 2:

[Die Kosten für die Büroräume müssen in der Rückstellung für Nebenkosten inbegriffen sein. Die Kosten pro Quadratmeter müssen den auf dem Inlandsmarkt üblichen Preisen für Büroräume von angemessener Qualität entsprechen.]
6.3. Hilfsmittel, die vom Leistungserbringer bereitzustellen sind

Der Leistungserbringer gewährleistet, dass die Sachverständigen geeignete Unterstützung und Ausrüstung erhalten. Insbesondere sorgt er für ausreichende Verwaltungs-, Sekretariats- und Dolmetscherdienste, damit sich die Sachverständigen auf ihre eigentlichen Aufgaben konzentrieren können. Ferner muss er die Mittel überweisen, die erforderlich sind, um seine Tätigkeit im Rahmen des Auftrags zu finanzieren und um zu gewährleisten, dass seine Bediensteten regelmäßig und rechtzeitig bezahlt werden.
< Angabe der Waren, der Dienstleistungen, der Unterlagen, der logistischen Unterstützung usw., die für die erfolgreiche Ausführung des Auftrags erforderlich sind, und deren Quelle (d. h. Leistungserbringer/Empfängerland/öffentlicher Auftraggeber/…). Die Angaben müssen so ausführlich wie möglich sein, vor allem zu den Hilfsmitteln, die vom Leistungserbringer im Rahmen der Honorarsätze für seine Sachverständigen bereitzustellen sind. >
Falls es sich bei dem Leistungserbringer um ein Konsortium handelt, ist in den Vereinbarungen möglichst große Flexibilität bei der Durchführung des Projekts vorzusehen. Vereinbarungen, in denen jedem Mitglied des Konsortiums ein fester prozentualer Anteil an den im Rahmen des Auftrags auszuführenden Arbeiten angeboten wird, sind zu vermeiden.
6.4. Ausrüstung

Im Rahmen dieses Dienstleistungsvertrags ist keine Ausrüstung im Namen des öffentlichen Auftraggebers/Empfängerlandes zu erwerben oder dem öffentlichen Auftraggeber/Empfängerland bei Abschluss dieses Auftrags zu übereignen. Ausrüstung für diesen Auftrag, die vom Empfängerland zu erwerben ist, muss in einem eigenen Ausschreibungsverfahren für einen Lieferauftrag beschafft werden.
6.5. Nebenkosten

Die Rückstellung für Nebenkosten deckt die in Frage kommenden zusätzlichen und außergewöhnlichen Nebenkosten, die im Rahmen dieses Auftrags entstehen. Sie kann nicht für Kosten verwendet werden, die der Leistungserbringer wie oben angegeben in seine Honorarsätze einzubeziehen hat. Für ihre Verwendung gelten die entsprechenden Bestimmungen der Allgemeinen Bedingungen und die Anmerkungen in Anhang V des Auftrags. Sie umfasst:
· Reisekosten und Tagegeld für Missionen, die als Teil dieses Auftrags außerhalb des normalen Dienstortes unternommen werden. Gegebenenfalls Angabe, ob die Rückstellung Kosten für Umweltmaßnahmen, beispielsweise einen CO2-Ausgleich, beinhaltet. Es ist keine Kostenschätzung vorzunehmen.
· < Posten 2 usw. Es ist keine Kostenschätzung vorzunehmen. >
Die Rückstellung für Nebenkosten für diesen Auftrag beträgt < Betrag > Euro. Dieser Betrag ist ohne Änderung in die Aufschlüsselung des Budgets zu übernehmen. 
Das Tagegeld für Missionen, die als Teil dieses Auftrags unternommen werden, darf die zu Beginn der betreffenden Mission auf der Website http://ec.europa.eu/europeaid/work/procedures/index_en.htm veröffentlichten Tagegeldsätze nicht überschreiten.
Hinweise zur Schätzung der Rückstellung für Nebenkosten:

Alle Kosten für die Bereitstellung der Sachverständigen (einschließlich der Reise in das Empfängerland, des Aufenthalts dort, mit Ausnahme der in dieser Leistungsbeschreibung vorgesehenen Missionen, und der Rückreise aus dem Empfängerland) müssen in den Honorarsätzen inbegriffen sein. In den Anmerkungen zur Aufschlüsselung des Budgets wird hierzu ausdrücklich festgestellt:
-
Die Rückstellung für Nebenkosten deckt nicht die Reise von Sachverständigen in das Empfängerland/aus dem Empfängerland (mit Ausnahme von Missionen im Rahmen des Auftrags).
Die bei Beginn und nach Abschluss des Einsatzes entstehenden Kosten sind in den Honorarsätzen inbegriffen. Diesbezüglich ist keine Unterscheidung zwischen Hauptsachverständigen und Sachverständigen zu machen. Durch die Rückstellung für Nebenkosten gedeckt werden müssen nur die Tagegeldsätze und Reisekosten für die nach dieser Leistungsbeschreibung erforderlichen Missionen.
-
Das Tagegeld für Sachverständige auf Missionen, die eine Übernachtung außerhalb des normalen Dienstortes erfordern, darf den auf der Website http://ec.europa.eu/europeaid/work/procedures/index_en.htm veröffentlichten Tagegeldsatz für jede Übernachtung außerhalb der Operationsbasis nicht überschreiten.

Vergessen Sie nicht, dass der in der Leistungsbeschreibung als Rückstellung für Nebenkosten festgelegte Betrag nur die Höchstgrenze für die Nebenkosten ist. Er braucht nicht genau geschätzt zu werden, und es ist nicht wichtig, ob die tatsächlichen Kosten höher oder niedriger als die geschätzten Beträge für die Komponenten sind, sofern eine vertretbare Fehlermarge einkalkuliert ist.
An keiner Stelle der Leistungsbeschreibung oder der Ausschreibungsunterlagen darf eine ausführliche Berechnung der Rückstellung für Nebenkosten erscheinen, anderenfalls werden die ermittelten Beträge rechtsverbindlich.

6.6. Ausgabenüberprüfung

Die Rückstellung für die Ausgabenüberprüfung bezieht sich auf die Honorare des Prüfers, der mit der Ausgabenüberprüfung dieses Auftrags beauftragt wurde, damit gegebenenfalls weitere Vorfinanzierungszahlungen und/oder Zwischenzahlungen geleistet werden können.

Die Rückstellung für die Ausgabenüberprüfung für diesen Auftrag beträgt < Betrag > Euro. Dieser Betrag ist ohne Änderung in die Aufschlüsselung des Budgets zu übernehmen. 
Der Betrag dieser Rückstellung kann während der Auftragsausführung nicht gesenkt, wohl aber erhöht werden.
7. BERICHTE

7.1. Berichtspflichten

Zu den vorzulegenden Berichten wird auf Artikel 26 der Allgemeinen Bedingungen verwiesen. Nicht zwingend vorgeschrieben für Aufträge mit einer Dauer von unter 12 Monaten: < Während der Aufgabenausführung sind alle sechs Monate Zwischenberichte auszuarbeiten. Sie sind der entsprechenden Rechnung, dem Finanzbericht und dem Ausgabenüberprüfungsbericht nach Artikel 28 der Allgemeinen Bedingungen beizulegen. > Bei Ende des Ausführungszeitraums der Aufgaben sind ein Abschlussbericht, eine Abschlussrechnung und der Finanzbericht mit einem Ausgabenüberprüfungsbericht vorzulegen. Der Entwurf des Abschlussberichts muss spätestens einen Monat vor Ende des Ausführungszeitraums der Aufgaben vorgelegt werden. Es wird darauf hingewiesen, dass diese Zwischenberichte und dieser Abschlussbericht zusätzlich zu den gegebenenfalls nach Abschnitt 4.2 dieser Leistungsbeschreibung erforderlichen Berichten auszuarbeiten sind.
Jeder Bericht hat aus einem beschreibenden Teil und einer Finanzaufstellung zu bestehen. Die Finanzaufstellung muss genaue Angaben zum Zeiteinsatz der Sachverständigen, zu den Nebenkosten und zur Rückstellung für die Ausgabenüberprüfung enthalten. 
7.2. Vorlage und Genehmigung der Fortschrittsberichte

Dem im Auftrag genannten Projektmanager sind < Zahl (aus Gründen der Umweltfreundlichkeit sollten so wenige Kopien wie möglich verlangt werden) > Exemplare der obengenannten Fortschrittsberichte vorzulegen. Die Fortschrittsberichte sind in englischer, portugiesischer, französischer oder spanischer Sprache abzufassen. Die Genehmigung der Fortschrittsberichte obliegt dem Projektmanager.
< Angabe von weiteren spezifischen Anforderungen. Bei zentral durchgeführten Verfahren ist es gängige Praxis, dass das Empfängerland an den Anmerkungen und der Genehmigung der Berichte mitwirkt. Erfolgen bis Ablauf der Frist keine Anmerkungen oder keine Genehmigung durch das Empfängerland, gelten die Berichte als genehmigt. > 
8. ÜBERWACHUNG UND EVALUIERUNG

8.1. Festlegung der Indikatoren

< Spezifische Leistungsmaße, die gewählt wurden, weil sich mit ihnen die Fortschritte bei der Verwirklichung der erwarteten Ergebnisse gültig, zweckdienlich, praktisch und vergleichbar messen lassen. Möglich sind quantitative Maße (Menge, einschließlich statistischer Feststellungen) und qualitative Maße (Beurteilungen und Auffassungen, die das Ergebnis subjektiver Analyse sind). >
8.2. Besondere Anforderungen

< Nach Bedarf angeben. > 
* * *
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